
  

Anklage gegen einen Rechtsanwalt

Spät gemeldeten Freispruch unverzüglich gemeldet

„Rechtsanwalt angeklagt“ – unter dieser Überschrift berichtet eine Zeitung über
einen Prozess am Landgericht. Dort hat sich ein Anwalt wegen der Beihilfe zur
Falschaussage zu verantworten. Er soll in einem Mordprozess die dem Angeklagten
zugeschriebene Tat dessen Ehefrau zugeschoben haben. Der Anwalt ist der Ansicht,
dass sein Persönlichkeitsrecht verletzt worden sei. Dies sei mittlerweile auch
gerichtlich festgestellt worden. In dem Bericht, der auf eine dpa-Meldung zurückgehe,
sei der Sachverhalt falsch dargestellt worden. Die Zeitung habe über den Prozess
berichtet, obwohl er zu diesem Zeitpunkt bereits freigesprochen worden sei. Die
Zeitung hätte entsprechend berichtet, sei jedoch nicht bereit gewesen, die
entstandenen Rechtsanwaltsgebühren zu erstatten. Der Anwalt ruft den Deutschen
Presserat an. Der Stellvertretende Chefredakteur der Zeitung widerspricht der
Behauptung, die Redaktion habe die dpa-Meldung verfälscht. Er merkt an, dass zu
dem Zeitpunkt, als die Zeitung die dpa-Meldung übernommen habe, noch nichts über
den Ausgang des Verfahrens gemeldet worden sei. Der später von dpa gemeldete
Freispruch habe in der Ausgabe dieses Tages nicht mehr berücksichtigt werden
können. Nachdem man von dem Freispruch erfahren habe, sei unverzüglich berichtet
worden. (2000)

Der Beschwerdeausschuss kommt zu dem Ergebnis, dass ein Verstoß gegen die
Ziffern 2 und 3 des Pressekodex nicht vorliegt. Er weist deshalb die Beschwerde als
unbegründet zurück. Inhaltliche Falschdarstellungen kann der Presserat nicht
feststellen. Sinngemäß gibt der Beitrag das wieder, was in der ersten dpa-Meldung
enthalten ist. Insofern ist korrekt berichtet worden. Nachdem die Zeitung vom
Freispruch des Anwalts erfahren hat, wurde auch dieser Sachverhalt unverzüglich
berichtet. Nach Meinung des Beschwerdeausschusses genügt diese Richtigstellung,
um der in Ziffer 3 formulierten Anforderung gerecht zu werden. Darin heißt es, dass
veröffentlichte Nachrichten oder Behauptungen, die sich nachträglich als falsch
erweisen, vom Publikationsorgan, das sie gebracht hat, unverzüglich von sich aus in
angemessener Weise richtig zu stellen sind. (B1–214/02)
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